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Vertretung des Bevormundeten im Straf- und Massnahmenvollzugsverfahren
Sachverhalt

ich bin Vormundin eines erwachsenen geistig behinderten jungen Mannes, der wegen sexueller übergriffe auf Kinder eine gerichtliche Massnahme nach Art. 43 Ziff.1 Abs. 1 StGB hat. diese wird jährlich überprüft. 

in unserer letzten Überprüfung mit dem Leiter des Massnahmenvollzuges ist uns folgende Frage aufgetaucht:

da die Massnahme seit nunmehr 10 Jahren unverändert blieb, machte der Leiter des Massnahmenvollzugs den Vorschlag, die Frage an das Gericht zurück zu geben, um eine neuerliche unabhängige Beurteilung zu erhalten. in diesem Zusammenhang wäre ich die Vertreterin, die die Interessen von meinem Mandanten wahren müsste. 

die Frage ist nun, ob mein Mandant nicht eine juristische Vertretung vor Gericht benötigt, da wir möglicherweise seine Interessen nicht mehr in uneingeschränkter Weise wahren können. 

es interessiert mich sehr, von ihnen zu hören, wie sie sich dazu stellen. 

Erwägungen

1. Die Vormundin hat die gesamten persönlichen und vermögensrechtlichen Interessen des entmündigten Bevormundeten zu wahren und ist dessen gesetzliche Vertreterin (Art. 367 ZGB). Der Aufgabenbereich der Vormundin erstreckt sich insbesondere  auf den Schutz und den Beistand in allen persönlichen Angelegenheiten (Art. 406 ZGB). 

2. Die Vertretung in Strafverfahren oder in Straf- und Massnahmenvollzugsverfahren fällt nach dem Gesagten unter die Pflichten der Vormundin (BGE 75 IV 143). Die Vormundin darf dabei alles veranlassen, was den wohlverstandenen Interesse der betreuten Person entspricht, auch wenn dies gegen deren Willen erfolgt (BGE 5C.74/2003 vom 3.7.2003 in: ZVW 2003, S. 449 f.; Rehberg, Der Vormund im Strafverfahren gegen sein Mündel, in: Festschrift für Cyril Hegnauer, Bern 1986, S. 367).

3. Als Vormundin wahren Sie – vielleicht etwas in Abweichung der Rolle des Anwaltes/der Anwältin - die wohlverstandenen Interessen der betreuten Person. Das kann bedeuten, dass Sie formaljuristische Fragen weniger gewichten als Fragen des persönlichen Betreuungsbedarfs. Selbstverständlich darf eine betreute Person keinen Massnahmen ausgesetzt bleiben, welche unverhältnismässig sind, aber sie können sich gegen deren Aufhebung wehren, wenn das Mündelwohl damit nicht gewahrt wäre.


4. Ohne die Entwicklungen, welche Ihr Klient in den letzten 10 Jahren allenfalls erfahren hat, zu kennen, dürfte aufgrund der Tatsache, dass der Leiter des Massnahmenvollzugs eine Überprüfung anregt, davon ausgegangen werden, im Interesse der betreuten Person sei eine erneute gutachterliche Beurteilung angebracht. Als Interessenvertreterin des Betroffenen können Sie dieses Verfahren einleiten und auch die Vertretung wahrnehmen. Eine Interessenkollision lässt sich nicht ausmachen, im Gegenteil.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 22.5.2006
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